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gruppen mit unterschiedlichen Belangen und Perspekti­
ven aufgrund gemeinsamer politischer Grundüberzeu­
gungen und Ziele zusammen. Als Volkspartei sind wir in 
der Lage, die unterschiedlichen Interessen aus allen 
Schichten unseres Volkes zu bündeln und auf das Wohl 
aller hin auszurichten. Der Prozeß der Meinungsbildung 
und Entscheidungsfindung in der Volkspartei, der sich 
nach den Grundsätzen innerparteilicher Demokratie 
vollzieht, erleichtert den demokratischen Prozeß insge­
samt und entschärft drohende Konflikte in der offenen 
Gesellschaft. Parteien, die sich als bloße Interessenve r­
tretung bestimmter Schichten oder Gruppen verstehen, 
sind dazu nicht in der Lage. 

108. Wie alle gesellschaftlichen Organisationen tendie­
ren auch Parteien zur Verfestigung ihrer Strukturen und 
zur Ritualisierung ihrer Entscheidungsvorgänge. Wir se­
hen die Gefahr, daß sich Parteien und Bürgerentfremden, 
wenn politische Fragen nur noch unter dem Gesichts­
punkt des Machterhalts oder Machtgewinns beurteilt 
werden. Für uns ist die sachlich und ethisch verantworte­
te Entscheidung wichtiger als der Gewinn von Gremien­
mehrheiten und Machtpositionen. Die politische Willens­
bildung muß von Fairneß und Toleranz, von Kompromiß­
fähigkeit und Transparenz, aber auch von Grundsatz­
treue getragen sein. Politische Glaubwürdigkeit beruht 
letztlich auf Verläßlichkeit und Offenheit. 

Wir in der CDU verstehen es als eine ständige Aufgabe, 
unsere Partei so zu gestalten, daß unsere Mitglieder und 
alle interessierten Bürger gute Mitwirkungschancen ha­
ben. Wir wollen neue Wege der innerparteilichen Demo­
kratie beschreiten. Insbesondere soll angestrebt werden, 
daß sich alle Mitglieder an der innerparteilichen Willens­
bildung direkt beteiligen können. Wir werben auch um die 
Mitarbeit von Persönlichkeiten, die nicht Parteimitglied 
sind und die wegen ihrer Integrität, ihrer Kompetenz und 
Einsatzbereitschaft anerkannt sind. Wir wollen die Bür­
ger auch für projektbezogene, zeitlich und thematisch 
begrenzte Mitwirkungsmöglichkeiten innerhalb der CDU 
gewinnen. Wir erwarten von unseren Amts- und Man­
datsträgern eine eigenständige Position und Unabhän­
gigkeit von Interessengruppen, geistige Selbständigkeit, 



Urteilsfähigkeit und Widerstandskraft gegen jeden Op­
portunismus ebenso wie Ehrlichkeit und Integrität. Um ei­
ne politische Mitwirkung möglichst vielen zu gewährlei­
sten, muß eine sachlich ungerechtfertigte Anhäufung 
von Ämtern und Mandaten ausgeschlossen werden. 

Wir treten für eine bürgernahe Politik ein und wollen die 
kommunale Selbstverwaltung stärken. Wir anerkennen 
und unterstützen das ehrenamtliche politische Engage­
ment vieler Frauen und Männer in Städten, Gemeinden 
und Kreisen, die ihre Freizeit opfern. Kommunalpoliti­
sche Entscheidungen sollen - soweit wie möglich - das 
Votum der Bürger einbeziehen. Wir suchen das Ge­
spräch und die Zusammenarbeit mit den gesellschaftlich 
bedeutenden Kräften wie Vereinen, Verbänden und Kir­
chen. Wir wollen verstärkt mit freien Gruppen und Initiati­
ven zusammenarbeiten, die sachkundig und verantwor­
tungsbewußt das öffentliche Leben mitprägen, und sie 
ermuntern, Mandate und Ämter in Verantwortung für die 
CDU zu übernehmen. 

Wir wollen, daß sich die politischen Parteien aus Institu­
tionen und Gremien zurückziehen, für die ihnen kein poli­
tisches Mandat und kein Auftrag zur demokratischen Le­
gitimation zukommen. Zu unserem Verständnis von Poli­
tik gehört es, auch ihre Grenzen anzuerkennen. Wir wol­
len unsere Kraft auf die Aufgaben konzentrieren, bei de­
nen wir als politische Partei gefordert sind. 

Politik für das Gemeinwohl 

109. Unsere plurale Gesellschaft ist durch eine Vielfalt Pluralismus 
von Meinungen und Interessen geprägt. Wir bejahen und 
fördern den Pluralismus, der Freiheit und Vielfalt bedeu-
tet und eine Grundbedingung für unsere lebendige De-
mokratie ist. Wir verstehen es als Aufgabe der Politik, die 
berechtigten Belange von einzelnen und Gruppen ge-
geneinander abzuwägen, die Leistungsfähigkeit des 
Ganzen zu berücksichtigen und die politisChen Interes-
sen und Ziele des Gemeinwesens zu bestimmen. 

PolitisChes Handeln darf nicht bestimmt sein von der Gemeinwohl-
kurzfristigen Befriedigung von Einzel- und Gruppenin- verpflichtung 

77 



Verbände 

Rechtsstaats­
verständnis 

78 

teressen, deren Summe nicht schon das Gemeinwohl er­
gibt, sondern muß geleitet werden von der dauerhaften 
Gesamtverantwortung für unser Volk. Nur so kann es 
auch den Belangen von nichtorganisierten Gruppen und 
der zukünftigen Generationen gerecht werden. Eine ver­
antwortungsbewußte Politik muß notwendige Entschei­
dungen auch gegen Widerstände in der öffentlichen Mei­
nung zu treffen bereit sein. 

Wir Christliche Demokraten sind dem Gemeinwohl ver­
pflichtet. Das Gemeinwohl ist keine von vornherein fest­
stehende Größe, sondern muß im gerechten Ausgleich 
der Interessen aller immer wieder neu ermittelt werden. 
Die Rückkoppelung von Meinungen und Interessen an 
die leitende Idee des Gemeinwohls ermöglicht es, die 
verschiedenen Bedürfnisse zu prüfen, in politisches 
Handeln umzusetzen oder auch zurückzustellen. 

110. Verbände gehören zu einer freien Gesellschaft. Sie 
bestimmen ihre Aufgaben im Rahmen der Verfassung 
selbständig. Die Prinzipien der Demokratie müssen auch 
für die innerverbandliehe Verfassung gelten. Wir bejahen 
die Freiheit der gesellschaftlichen Vereinigungen und 
Verbände auch dann, wenn sie tief in die Belange des 
ganzen Volkes eingreifen. Verbandsmacht findet aber 
am Gemeinwohl ihre Grenze. Für die Sozialpflichtigkeit 
aller Formen von gesellschaftlichen Machtpositionen 
Sorge zu tragen, verstehen wir als Aufgabe des demo­
kratischen Staates. 

2. DEN FÖDERALEN RECHTS- UND SOZIALSTAAT 
SICHERN 

Der inneren Sicherheit im Rechtsstaat Priorität ge­
ben 

111. Der demokratische Rechtsstaat schützt jeden Bür­
ger vor Willkür. Im Rechtsstaat kann sich auch der 
Schwächere behaupten, weil Konflikte nicht nach dem 
Willen des Stärkeren, sondern nach Gesetz und Recht 
entschieden werden. Freiheitlichkeit und Autorität unse­
res Staates sind keine Gegensätze, sondern bedingen 



einander. Leib, Leben, Eigentum und die natürlichen Le­
bensgrundlagen müssen als zentrale Rechtsgüter wir­
kungsvoll geschützt werden. 

Die Wahrung der inneren Sicherheit gehört zu den Schutz des 
zentralen Aufgaben und Grundlagen des freiheitlichen Bürgers 
Rechtsstaates. Die CDU tritt deshalb für eine konsequen-
te Politik zum Schutz des Bürgers ein. Unser Ziel ist eine 
Gesellschaft, in der sich die Menschen frei bewegen und 
sicher fühlen können. Kriminalität und Gewalt sind mit 
allen rechtsstaatlichen Mitteln entschieden zu bekämp-
fen. 

Wir stehen ein für die wehrhafte Demokratie. Die Wah­
rung des inneren Friedens ist Grundlage menschlichen 
Zusammenlebens in jeder Gemeinschaft und unabding­
bare Voraussetzung für Freiheit und Entfaltung der Bür-
ger. Dasstaatliche Gewaltmonopol gehört zu den Grund-
lagen des demokratischen Rechtsstaates. Es bedeutet 
nicht staatliche Allmacht, sondern ist Voraussetzung für 
die Rechtssicherheit des Bürgers. 

Der Staat hat die Pflicht, das Recht wirksam durchzuset­
zen. Die Rechtsordnung ist für alle gleichermaßen ver­
bindlich. Davon darf es keine Ausnahme geben. Die de­
mokratisch legitimierte und rechtlich verfaßte Staatsge­
walt und die sie ausübenden staatlichen Organe dürfen 
weder konkurrierende Macht noch rechtsfreie Räume 
dulden. Die Verbrechensbekämpfung muß den verän-
derten aktuellen Herausforderungen gerecht werden. 
Ausmaß, Anstieg und neue Formen von Kriminalität for-
dern neue gesetzliche Grundlagen und Ermittlungsmög-
lichkeiten. Dabei halten wir daran fest, daß der Bürger vor 
einem Mißbrauch seiner persönlichen Daten geschützt 
wird. Datenschutz darf nicht zum Täterschutz werden. 

Wir unterstützen Polizei und Justiz im Kampf gegen das 
Verbrechen nachhaltig. Unsere Polizisten müssen gut 
ausgebildet und ausgerüstet, angemessen bezahlt und 
öffentlich anerkannt werden. Der Verfassungsschutz ist 
wichtiger Bestandteil der inneren Sicherheit. Er behält 
seine unverzichtbare Aufgabe im Kampf gegen den poli­
tischen Extremismus in seinen verschiedenen Formen 
und Organisationen. Neuen Herausforderungen muß er 
wirksam begegnen können. 

Wehrhafte 
Demokratie 

Moderne 
Verbrechens­
bekämpfung 

Polizei, Ver­
fassungsschutz 
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Polizei und Justiz sind bei der Bewältigung ihrer schwie­
rigen Aufgabe auf die Unterstützung der Bürger ange­
wiesen. Die Bürger können und sollen ihrer Eigenverant­
wortung und Mitwirkungspflicht bei der Gewährleistung 
der inneren Sicherheit durch Vorbeugung, Wachsamkeit 
und Gemeinsinn verstärkt nachkommen. 

Internationale Verbrecherorganisationen im Menschen-, 
Drogen- und Waffen handel können nur in engster über­
nationaler Zusammenarbeit bekämpft werden. Wir wol­
len mit der Europäischen Union auch die innere Sicher­
heit in Europa verbessern und eine europäische Polizei 
einrichten. 

Die Unabhängigkeit der Justiz ist elementarer Bestand­
teil des Rechtsstaats. Wir setzen uns dafür ein, daß 
Rechtsbrüche rasch und konsequent geahndet und die 
Belange der Opfer von Straftaten stärker berücksichtigt 
werden. Jahrelange Prozeßdauer untergräbt die Rechts­
sicherheit. Deshalb wollen wir die Prozeßordnungen ver­
einfachen und die Rechtswege straffen. 

112. Prävention geht alle an. Gewalt und Verbrechen zu 
verhindern ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 
Gefordert sind nicht nur Polizei und Justiz, sondern ins­
besondere auch Familien, Schulen, Kirchen, Gewerk­
schaften, Wirtschaft, Verbände, Medien und Öffentlich­
keit. 

Das Rechtsbewußtsein zu fördern, jede Form von Gewalt 
zu ächten und das Bekenntnis zu Freiheit und Men­
schenwürde zu verdeutlichen muß Ziel der Erziehung 
und Wertevermittlung in unserer polit ischen Kultur sein. 
Für die Wertgrundlagen des demokratischen Verfas­
sungsstaates müssen alle gemeinsam eintreten. 

113. Das Drogenproblem hat sich im letzten Jahrzehnt 
weltweit verschärft. Um die Rauschgiftsucht wirksam be­
kämpfen zu können, benötigen wir die Zusammenarbeit 
aller gesellschaftlichen Kräfte. Prävention, Therapiean­
gebote und repressive Maßnahmen müssen einander 
sinnvoll ergänzen. Wir Christliche Demokraten setzen 
uns dafür ein, die vorbeugenden Maßnahmen erheblich 
zu intensivieren und den Drogenabhängigen die Rück-



kehr in ein drogenfreies Leben zu ermöglichen. Dazu be­
darf es eines ausreichenden und differenzierten Ent­
zugs-, Therapie- und Nachsorgeangebotes. 

Die Freigabe von weichen und harten Drogen lehnen wir 
entschieden ab. Eine Legalisierung verharmlost den 
Drogenkonsum und setzt die Hemmschwelle zum Ein­
stieg in den Rauschgiftgebrauch besonders bei jungen 
Menschen erheblich herab. Ein Anstieg der Abhängigen­
zahl wäre die Folge. Die CDU tritt deshalb dafür ein, nicht 
die resignative Flucht in die "Legalisierung" anzutreten, 
sondern den Kampf gegen die Drogen, gegen die Dro­
gen bosse und -kartelle noch konsequenter und syste­
matischer zu führen. Gegen Drogendealer muß härter 
vorgegangen werden. 

114. Die Opfer des kommunistischen Regimes zu reha­
bilitieren und die Straftaten seiner Handlanger zu verfol­
gen ist eine Herausforderung für den Rechtsstaat. Dabei 
wissen wir um die Grenzen des Strafrechts. Unsere Aus­
einandersetzung mit dem Unrechtsstaat muß umfassen­
der sein und vor allem seine politische Ächtung ein­
schließen. 

Freiheitlicher Rechtsstaat und Sozialstaat ergänzen 
sich 

Keine Freigabe 

Grenzen des 
Strafrechts 

115. Unser Sozialsystem garantiert dem einzelnen in Sozialstaatsgebot 
den Grundrisiken des Lebens die Sicherung der Grund-
bedürfnisse und damit die Rahmenbedingungen eines 
menschenwürdigen Daseins. Sozialstaatliche Daseins-
vorsorge darf weder in Entmündigung durch den Staat 
ausarten noch die eigene Leistungsfähigkeit des einzel-
nen und das solidarische Engagement hemmen. Der 
Sinn des Sozialstaatsgebots besteht darin, subsidiär die 
Voraussetzungen für eine selbstverantwortliche Le-
bensführung zu sichern. Soziale Gerechtigkeit hat sich 
insbesondere gegenüber den Schwachen zu bewähren. 
Sie verpflichtet den Staat zum sozialen Ausgleich. Das 
Sozialstaatsgebot ist ein permanenter Konkretisierungs-
auftrag für den Gesetzgeber. 
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Föderalismus und kommunale Selbstverwaltung 
prägen unseren Bundesstaat 

116. Die deutsche Einheit hat den Föderalismus neu be­
lebt. Föderalismus und kommunale Selbstverwaltung 
verteilen die staatliche Macht und schaffen zusätzliche 
Möglichkeiten demokratischer Mitwirkung. Die Vielfalt 
ermöglicht den Wettbewerb und die Berücksichtigung 
regionaler Eigenarten. Das Prinzip der Subsidiarität muß 
auch im Verhältnis der Europäischen Union zu den Re­
gionen und lokalen Gebietskörperschaften zur Geltung 
gebracht werden. Wir wollen Zuständigkeiten und Kom­
petenzen für die Aufgaben auf die Europäische Union 
übertragen, die nur gemeinsam effektiv wahrgenommen 
werden können. 

Bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben der Union, des 
Bundes und der Länder soll die Zuständigkeit soweit wie 
möglich bürgernah im Bereich der kommunalen Selbst­
verwaltung liegen. Die Fähigkeit von Gemeinden und 
Ländern zur Erfüllung ihrer Aulgaben muß gesichert 
sein. Zugleich muß die Kooperation zwischen Bund, Län­
dern und Gemeinden verbessert und ein ausgewogenes 
Kräfteverhältnis hergestellt werden. Die Finanzverfas­
sung muß den Ländern und Kommunen Spielraum las­
sen, damit sie handlungsfähig bleiben und gleichwertige 
Lebensbedingungen in allen Ländern hergestelltwerden 
können. Wie der Bund und die Länder müssen auch die 
Kommunen sparsamer haushalten. Länderegoismen 
und Solidaritätsverweigerung zwischen Bund und Län­
dern sowie der Bundesländer untereinander widerspre­
chen unserem Verständnis der bundesstaatlichen Ord­
nung Deutschlands. 

3. MIT MENSCHEN ANDERER NATIONALITÄT ZU­
SAMMENLEBEN 

117. Mit dem Prozeß der europäischen Einigung und mit 
der internationalen Verflechtung Deutschlands werden 
mehr Deutsche in anderen Ländern und mehr Menschen 
aus anderen Ländern in Deutschland leben. Wir setzen 
uns für das friedliche Zusammenleben von deutschen 



und ausländischen Mitbürgern ein. Wir wollen den Zuzug 
von Menschen aus Ländern außerhalb der Europäi­
schen Union begrenzen und regeln sowie die Integration 
der ausländischen Mitbürger fördern, die bei uns länger­
fristig leben. Integration heißt für uns, daß Menschen an­
derer Herkunft die Erfordernisse des Zusammenlebens, 
-wohnens und -arbeitens in unserer Gesellschaft erfül­
len, und daß der Wunsch, die eigene Identität in Kultur, 
Sprache und Lebensform zu bewahren, als ein menschli­
ches Grundanliegen geachtet wird. Alle müssen zu Inte­
gration und Toleranz bereit sein. 
Wir bekennen uns zum verfassungsmäßig garantierten 
Recht auf Asyl für politisch Verfolgte; der Mißbrauch die­
ses Rechts muß aber verhindert werden. Wir wollen eine 
gemeinsame europäische Politik, die Fluchtursachen 
bekämpft und Asyl sowie Zuwanderung wirksam regelt. 
Die europäische Regelung einer begrenzten Zuwande­
rung muß sich an den Interessen, besonderen Situatio­
nen und der Integrationsfähigkeit der Mitgliedsstaaten 
orientieren. Die Freizügigkeit der EU-Bürger und die ver­
fassungsmäßigen Rechte deutscher Aussiedler müssen 
Vorrang haben. 
Wir wollen die Möglichkeit zur Einbürgerung ausländi­
scher Mitbürger erleichtern, soweit sie sich zu den Wert­
grundlagen unserer Verfassungs- und Gesellschaftsord­
nung bekennen, den Willen und die Möglichkeiten zu einer 
dauerhaften Existenz in der Bundesrepublik Deutschland 
haben und gute Sprachkenntnisse vorweisen. Mehrfach­
Staatsangehörigkeiten müssen Ausnahme bleiben. 
Viele Menschen aus armen Ländern verlassen ihre Hei­
mat, um für sich und ihre Kinder sorgen zu können, und 
hoffen auf eine neue Chance in den westlichen Industrie­
staaten. Deutschland und die Europäische Union können 
aber nicht allen Zuwanderungswilligen eine Heimat ge­
ben. Wir wol len vielmehr durch wirkungsvolle Hilfe zur 
Selbsthilfe und Kooperation im Rahmen unserer Möglich­
keiten dazu beitragen, daß die Menschen in ihren Heimat­
ländern ein menschenwürdiges Dasein führen können. 

118. Ausländische Mitbürger bereichern mit ihren Bei­
trägen unser Leben. Die Gemeinschaft mit Menschen 
aus anderen Kulturkreisen bringt aber auch Probleme 
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und Ängste mit sich, die zu Fremdenfeindlichkeit und 
Ausländerhaß führen können. Wir müssen die Ursachen 
der Gewalt zwischen Ausländern und Deutschen be­
kämpfen. Wir wenden uns entschieden gegen jede Form 
der Diskriminierung und Gewalt gegen Ausländer und 
stellen uns schützend vor alle Menschen, die bei uns le­
ben. Das Hineintragen gewaltsamer Konflikte aus den 
Heimatländern in die Bundesrepublik kann jedoch nicht 
toleriert werden. Deutsche und Ausländer können von­
einander lernen, wenn sie sich im gegenseitigen Respekt 
und mit Achtung vor dem jeweils Fremden begegnen. 
Dafür sind der persönliche Kontakt und Austausch not­
wendig. Wir wollen dazu beitragen, ein Klima wechselsei­
tiger Partnerschaft und Toleranz zu schaffen, in dem sich 
das Zusammenleben von Deutschen und Ausländern 
positiv entwickeln kann. 



KAPITEL V 

FÜR EINE FREIE UND FRIEDLICHE WELT 

1. DEUTSCHLANDS ROLLE IN DER WELT 

119. Die staatliche Einheit und die volle Souveränität ha­
ben für Deutschland eine gewachsene Verantwortung in 
Europa und der Welt mit sich gebracht. Wir wollen die 
Bundesrepublik Deutschland in die sich entwickelnde 
Europäische Union integrieren. 

Wir sind bereit, unsere Rechte und Pflichten in vollem 
Umfang wahrzunehmen. Angesichts der Globalität und 
Vernetzung vieler Aufgaben und Herausforderungen 
über Erdteile hinweg können wir nur noch in internationa­
ler Zusammenarbeit Freiheit, Frieden, Entwicklung und 
Wohlstand sichern sowie die Schöpfung bewahren. 

120. Wir arbeiten im Rahmen unserer Möglichkeiten am 
Aufbau einer stabilen internationalen Ordnung, die allen 
Menschen die Chance eines menschenwürdigen Le­
bens in Freiheit und Frieden ermöglicht. Unsere Ziele 
sind die weltweite Achtung der Menschen- und Bürger­
rechte und grundlegender ethischer Normen, die Durch­
setzung von Freiheit und Demokratie, die Verbesserung 
wirtschaftlicher und sozialer Entwicklungsmöglichkei­
ten, die Sicherung von Frieden und Recht sowie die Be­
wahrung der Schöpfung. 

Dabei müssen wir, ausgehend von unseren Grundwer­
ten, die außen- und sicherheitspolitischen Interessen 
Deutschlands benennen und sie in Abstimmung mit un­
seren Partnern und Nachbarn verfolgen: 

Wir haben ein besonderes Interesse an der politi­
schen Ein igung Europas. Wir verstehen es als Lehre 
und Auftrag der Geschichte, Deutschland in eine Ge­
meinschaft europäischer Staaten zu integrieren, die 
sich zu den Werten der freiheitlichen Demokratie be­
kennt und die an die Stelle des Gegeneinanders das 
Miteinander setzt. Wir brauchen eine gemeinsame 
Politik der Europäischen Union, um dauerhaft Freiheit 
und Frieden, Wohlstand und soziale Gerechtigkeit zu 
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sichern. Im Bewußtsein, daß die deutsch-französi­
sche Freundschaft eine wesentliche Grundlage der 
europäischen Einigung ist, wollen wir die Partner­
schaft mit den europäischen Staaten ausbauen und 
lestigen. 

Wir haben ein besonderes Interesse an der engen 
Zusammenarbeit zwischen den USA, Kanada und 
Europa. Wir sind durch gemeinsame demokratische 
Werte und Interessen miteinander verbunden. Zu­
sammen kommt uns eine entscheidende Bedeutung 
für die internationale Entwicklung und die Sicherung 
von Freiheit und Frieden in der Welt zu. Die politi­
schen und strategischen Aufgaben der NATO haben 
sich durch die Veränderungen in Europa erweitert. Es 
ist unser deutsches Interesse, die gewachsenen 
freundschaftlichen Beziehungen zu unseren Part­
nern und Freunden, insbesondere zu den USA, zu si­
chern und weiter zu vertiefen. 

Wir haben ein besonderes Interesse an einer dauer­
haften demokratischen und friedlichen Entwicklung 
der Staaten Mittel-, Ost- und Südosteuropas. Au/­
grund der Mittellage Deutschlands liegt es in unse­
rem politischen, ökonomischen und sicherheitspoliti­
schen Interesse, daß unsere östlichen Nachbarn zu 
vergleichbarer Stabilität finden wie das westliche Eu­
ropa. Wir wollen dazu beitragen, ihren demokrati­
schen, wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 
Aufbau zu sichern. Anderenfalls sind schwerwiegen­
de Rückwirkungen lür Deutschland und ganz Europa 
möglich. Die Zusammenarbeit mit diesen Staaten ist 
deshalb ein Schwerpunkt unserer Außenpolitik. 

Wir haben ein besonderes Interesse an einer nach­
haltigen Entwicklung der armen Länder. Im Bewußt­
sein der Einen Welt wollen wir dazu beitragen, eine 
Partnerschaft zwischen den Staaten und Völkern der 
Erde zu schaffen und im Rahmen unserer Möglich­
keiten bestehende Ungerechtigkeiten zwischen Arm 
und Reich abzubauen, die Massenarmut zu vermin­
dern und die natürlichen Lebensgrundlagen der 
Menschheit zu sichern. Dies ist nicht nur ein Gebot 
der Gerechtigkeit und Solidarität, sondern dient auch 



unseren Interessen, weil so Konfliktpotentiale, Fluch­
tursachen und globale Umweltbelastungen verrin­
gert werden können. 

2. EUROPA - EINHEIT SCHAFFEN, 
VIELFALT BEWAHREN 

Die europäische Idee verwirklichen 

121. Mit dem Ende des Ost-West-Konfliktes haben Frei­
heit und Demokratie in den Staaten des ehemaligen Ost­
blockes eine Chance bekommen. Der Aufbau einer euro­
päischen Friedensordnung, der Ausgleich der nationa­
len Interessen, die Entwicklung rechtsstaatlicher und 
marktwirtschaftlicher Strukturen und sozialer Absiche­
rungen sowie effektive Maßnahmen zur Bewahrung der 
Schöpfung sind die grundlegenden Voraussetzungen für 
die Zukunft Europas in Freiheit und Frieden. 

Das Verständnis der geschichtlich gewachsenen kultu­
rellen Besonderheiten der Völker und Staaten und die 
Besinnung auf die tragenden Gemeinsamkeiten Euro­
pas sind von besonderer Bedeutung. Europa ist durch 
Einheit in Vielfalt geprägt. Die gemeinsamen Traditionen 
sowie ideen- und geistesgeschichtlichen Fundamente 
unseres Kontinents verbinden seine Völker über natio­
nale und regionale, politische und wirtschaftliche' Unter­
schiede hinweg. Wir verstehen Europa_als Kultur- und 
Wertegemeinschaft mit einem gemeinsamen geschicht­
lichen Erbe, einer gemeinsam erlebten Gegenwart und 
einer vereint zu gestaltenden Zukunft. 

122. Europäische Gemeinschaft und Europäische 
Union haben sich als Kern einer stabilen Friedens- und 
Freiheitsordnung hervorragend bewährt. Für Deutsch­
land gibt es keine Alternative zur europäischen Integra­
tion. Die europäische Einigung ist die Grundlage dafür, 
daß die Nationen und Völker in Europa ihre Zukunft ge­
meinsam gestalten und nicht in kriegerischen Nationalis­
mus zurückfallen. Die Europäische Gemeinschaft ist für 
viele Menschen im östlichen Teil des Kontinents zum 
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Leitbild eines solchen friedlichen Miteinanders der Völ­
ker geworden. Sie muß ihrer besonderen Verantwortung 
gegenüber den souveränen Staaten Mittel-, Ost- und 
Südosteuropas gerecht werden. Die Gemeinschaft muß 
offen sein für neue europäische Mitglieder, welche die 
politischen und wirtschaftlichen Voraussetzungen für 
den Beitritt erfüllen. Dabei wird ein Beitritt zum frühest­
möglichen Zeitpunkt angestrebt. Wir wollen, daß der Weg 
in die Europäische Union diesen Ländern zugleich Zu­
gang zu den westlichen Sicherheitsstrukturen, zur West­
europäischen Union und zur NATO eröffnet. Auf dem 
Weg zur vollen Integration sind Assoziierungsverträge 
und der Europäische Wirtschaftsraum sinnvolle Zwi­
schenschritte. 

Die Europäische Union vollenden 

123. Unser Ziel ist die Vollendung der Europäischen 
Union. Wir Deutschen sind auf die Fortsetzung des euro­
päischen Einigungsprozesses angewiesen. Wir wollen 
die Politische Union, um: 

Freiheit und Frieden in ganz Europa zu sichern, 

die wirtschaftliche, soziale und ökologische Entwick­
lung zu fördern, 
die europäischen Interessen auf internationaler Ebe­
ne zu behaupten, 

die Bekämpfung der international organisierten Kri­
minalität zu verstärken, 

unseren Beitrag zur Durchsetzung der Menschen­
rechte und zur friedlichen Lösung von Konflikten in 
der Welt zu leisten. 

124. Wir wollen ein starkes Europa, das die Zukunft der 
Nationen sichert. Europa muß dort handeln können, wo 
die Nationalstaaten allein nicht mehr in der Lage sind, die 
existentiellen Probleme ihrer Völker zu lösen. Daher wol­
len wir die zur Bewältigung dieser wachsenden Aufga­
ben erforderlichen Befugnisse, Zuständigkeiten und po­
litischen Souveränitätsrechte auf die Europäische Union 
übertragen. Die Europäische Union muß freiheitlich, de-



mokratisch, föderal , subsidiär und bundesstaatlich ge­
staltet werden. Der Nationalstaat wird sich im Zuge die­
ser Entwicklung wandeln, aber nicht auflösen. 

Weil Europa die Zukunfl der Nationen sichert, sichert es 
auch ihre Identität. Mit der Erfahrung gemeinschaftlichen 
Handeins wächst auch die europäische Identität. Sie ist 
in der Gemeinsamkeit der kulturellen Wurzeln der Völker 
und in der Schicksalhaftigkeit ihrer Interessen zugrunde 
gelegt. Heimatliche Verwurzelung, nationale Identität 
und europäische Gemeinsamkeit ergänzen und bedin­
gen sich. 

125. Wir Christliche Demokraten arbeiten für ein geein­
tes Europa, das demokratisch, föderal und bürgernah or­
ganisiert ist: 

Wirwollen die Demokratie in der Europäischen Union 
stärken. Die Rechte des Europäischen Parlaments 
müssen weiterentwickelt werden und auf Dauer den 
Rechten entsprechen, die den Parlamenten der euro-
päischen Demokraten zukommt, einschließlich des 
vollen Budget-Rechtes. Europäisches Parlament und 
Rat der Europäischen Union müssen gleichberech-
tigt an der Gesetzgebung im Sinne eines Zweikam-
mersystems mitwirken. Das Parlament kontrolliert die 
Europäische Kommission als europäische Exekutive. 
Es wählt den Präsidenten der Europäischen Kom-
mission auf Vorschlag des Rates; Rat und Parlament 
bestätigen die Kommissionsmitglieder. 

Nationale und 
europäische 
Identität 

Demokratisches 
Europa 

Wir wollen den Föderalismus in der Europäischen Föderales Europa 
Union stärken. Als Element der Gewaltenteilung si-
chert er die Kontrolle von Macht und verhindert die 
Bildung eines europäischen Zentralismus. Zudem si-
chert der Föderalismus die kulturelle Vielfalt, die auch 
künftig das Leben Europas prägen soll. Nach dem 
Prinzip der Subsidiarität soll die politische Verantwor-
tung zunächst von lokalen, dann von regionalen und 
nationalen sowie schließlich von gemeinschaftlichen 
Organen getragen werden. Die Europäische Union 
braucht eine Verfassung, die einen Grund- und Men-
schenrechtskatalog enthält, die Entscheidungsver-
fahren zwischen den Institutionen der Europäischen 
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Union festlegt und die Zuständigkeiten zwischen der 
Union und den Mitgliedsstaaten nach dem Subsidia­
ritätsprinzip regelt. Die Union muß eine Rechtsge­
meinschaft mit eigener Gesetzgebung und Recht­
sprechung sein. 

Wir wollen das Zusammenwachsen Europas für die 
Bürgerinnen und Bürger unmittelbar erfahrbar ma­
chen. Da Europa an den Grenzen zusammenwächst, 
muß die nachbarschaftliehe Zusammenarbeit an den 
nationalen Grenzen der Union auf allen Gebieten der 
kommunalen und regionalen Zuständigkeit weiter 
ausgebaut werden. 

126. Wir treten dafür ein, daß die Europäische Union die 
notwendigen Zuständigkeiten für die Asyl-, Zuwande­
rungs- und Entwicklungshilfepolitik, für die Umwelt-, 
Energie- und Forschungspolitik für den Bau der interna­
tionalen Verkehrswege sowie für die Bekämpfung der in­
ternational organisierten Kriminalität wahrnimmt. Dabei 
muß die Union administrativ und finanziell in den Stand 
versetzt werden,diese Aufgaben erfolgreich und effizient 
zu erfüllen. 

Wir wollen eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspo­
litik. Die Westeuropäische Union (WEU) muß als verteidi­
gungspolitische Komponente der Europäischen Union 
ausgebaut und vollständig integriert werden. 

Die Europäische Union muß über Möglichkeiten des ei­
genen militärischen Handeins verfügen können. Wir set­
zen uns daher für eine Integration nationaler Einheiten in 
europäische Sicherheitsstrukturen ein. 

Ziel der gemeinsamen Wirtschafts- und Währungspolitik 
ist die Schaffung einer Wirtschafts- und Währungsunion. 
Eine unabhängige, derGeldwertstabilität verpflichtete Eu­
ropäische Zentralbank trägt dazu bei, die Stabilität einer 
künftigen europäischen Währung zu sichern. Staaten, die 
der Währungsunion beitreten wollen, müssen die Anfor­
derungen einer stabilitätswahrenden Wirtschafts- und Fi­
nanzpolitik erfüllen. Eine gemeinsame Währung stärkt die 
wirtschaftliche Kraft der Mitgliedsländer. Mit ihr werden wir 
weltwirtschaftlichen Turbulenzen besser widerstehen 
und den Wirtschaftsstandort Europa stärken können. 



Mit der Vollendung der Europäischen Union wird nicht 
nur die Wirtschafts- und Währungsunion, sondern auch 
die Europäische Sozial union verwirklicht. In allen wichti­
gen Bereichen der Sozialpolitik müssen europaweit ein­
heitliche Mindeststandards verankert werden, die So­
zialdumping verhindern und keinen Mitgliedsstaat über­
fordern. Sie erlauben jedem Mitgliedsstaat, sein soziales 
Leistungsniveau beizubehalten und entsprechend sei­
ner Wirtschaftskraft fortzuentwickeln. 

127. Parteien, Kirchen, Verbände, Gewerkschaften und 
andere gesellschaftliche Gruppen haben eine besonde­
re Verantwortung für die Förderung des europäischen Ei­
nigungsprozesses sowie für die politische und gesell­
schaftliche Gestaltung des gemeinsamen Europa. Den 
europäischen Parteien und ihren nationalen und regio­
nalen Mitgliedsparteien fällt eine entscheidende Rolle 
bei der politischen Willensbildung in Europa und der 
Ausgestaltung des Gemeinwohls zu. Wir Christliche De­
mokraten erfüllen diesen Auftrag als Mitglied der Euro­
päischen Volkspartei (EVP) und wollen die Zusammen­
arbeit mitweiteren gleichgesonnenen Parteien in Europa 
ausbauen. Wir fördern Initiativen, die in und außerhalb 
der Partei für die Einigung Europas eintreten und durch 
ihr Engagement zur Zusammenarbeit der Völker Euro­
pas beitragen. 

3. UNSERE VERANTWORTUNG FÜR DIE EINE WELT 

Zu Frieden und Sicherheit beitragen 

128. Oberstes Ziel unserer Friedens- und Sicherheits­
politik ist es, Freiheit und Frieden als Voraussetzung für 
ein menschenwürdiges Leben zu sichern und zu fördern. 
Internationaler Dialog, Konfliktverhütung und Krisenma­
nagement, Ausbau der internationalen Rüstungskontrol­
le und weltweite Verminderung der Rüstungspotentiale 
sind zentrale Elemente unserer Politik. 

Sicherheit bedeutet für uns mehr als militärische Siche­
rung. Unser Verständnis von Sicherheitspolitik richtet 
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sich auf alle politischen, wirtschaftlichen, ökologischen, 
militärischen und kulturellen Anstrengungen, die das 
friedliche Zusammenleben der Völker zum Ziel haben. 
Hierzu gehören der völkerrechtliche Schutz der Men­
schen- und Bürgerrechte, die Beilegung religiöser und 
ethnischer Konflikte, die Verhinderung ökologischer Zer­
störungen und die Bekämpfung der international organi­
sierten Kriminalität. 

Die wirtschaftliche Entwicklung und die Überwindung 
sozialer Spannungen sind wichtige Voraussetzungen 
zur Lösung von Nationalitätenkonflikten. Eine wesentli­
che Bedingung für den Frieden ist die allseitige Bereit­
schaft zum Gewaltverzicht und zur unbedingten Achtung 
der Menschen- und Bürgerrechte ebenso wie der Schutz 
von ethnischen und religiösen Minderheiten. Wir treten 
für das Selbstbestimmungsrecht der Völker und im Rah­
men dessen für ein internationales Volksgruppen- und 
Minderheitenrecht, das Recht auf die Heimat, eigene 
Sprache und Kultur ein. Völkervertreibungen jeder Art 
müssen international geächtet und verletzte Rechte 
anerkannt werden. 

129. Wir Deutschen sind bereit und in der Lage, unserer 
gewachsenen außenpolitischen Verantwortung gerecht 
zu werden. Deutschland muß wie alle anderen Partner an 
der europäischen Verteidigung und den gemeinsamen 
Aufgaben im Rahmen des NATO-Bündnisses teilneh­
men und die Rechte und Pflichten, die es mit dem Beitritt 
zu den Vereinten Nationen übernommen hat, in vollem 
Umfang wahrnehmen können. Wir wollen, daß sich 
Deutschland im Rahmen der Charta der Vereinten Natio­
nen an Aktionen der UNO, NATO, WEU und KSZE zur 
Wahrung und Wiederherstellung des Friedens beteiligen 
kann. 

130. Wir sind uns des hohen Beitrages bewußt, den un­
sere Bundeswehr zum Erhalt des Friedens und der Frei­
heit leistet. Die Bundeswehr trägt entscheidend dazu bei, 
die politische Handlungs- und Bündnisfähigkeit 
Deutschlands zu erhalten. Ihr Verfassungsauftrag spie­
gelt die Wertgrundlage deutscher Sicherheitspolitik wi-



der. Die Bundeswehr schützt Deutschland und seine 
Staatsbürger vor politischer Erpressung und äußerer 
Gefahr; sie fördert die militärische Stabilität und die Inte­
gration Europas. Die Bundeswehrverteidigt Deutschland 
und seine Verbündeten, sie dient dem Frieden und der in­
ternationalen Sicherheit im Einklang mit der Charta der 
Vereinten Nationen; sie hilft bei Katastrophen und unter­
stützt humanitäre Aktionen. Die Bundeswehr muß mit 
ausreichenden Mitteln ausgestattet sein, um ihren Auf­
trag erfüllen zu können. Wir treten für die Aufrechterhal­
tung der Wehrpflicht ein. Dies setzt Wehrgerechtigkeit 
voraus. Es ist Bürgerpflicht, für Freiheit und Sicherheit 
einzutreten. Als Bürger in Uniform verdienen die Solda­
ten der Bundeswehr unsere volle Unterstützung. 

131. Wir wollen, daß die Europäische Union künftig eine 
größere Verantwortung im Rahmen der europäischen 
Friedenssicherung übernimmt. Bei der Wahrung von Si­
cherheit und Frieden in und für Europa bleiben wir auch 
in Zukunft auf die Partnerschaft mit unseren nordameri­
kanischen Verbündeten und deren militärische Präsenz 
in Europa angewiesen. Wir wollen mit unseren Freunden 
und Partnern ein Netz europäischer Sicherheit knüpfen, 
in dem sich NATO, WEU und KSZE ergänzen. 

Allgemeine 
Wehrpflicht 

Europäische 
Sicherheit 

132. Die Verteidigung der Mitgliedsstaaten der NATO Rolle der NATO 
bleibt auch in Zukunft der primäre politische und militä-
rische Zweck des Bündnisses. Dazu gehört die Beibe-
haltung der nuklearen Schutzgarantien für die Mitglieds-
staaten. Deutschland bleibt als nichtnuklearer Staat auch 
weiterhin auf den Schutz durch die westlichen Nuklear-
staaten, vor allem die USA, angewiesen. Der Schutz vor 
nuklearer Erpressung ist durch die weltweite Verbrei-
tung von Technologien, die auch anderen Staaten die 
Verfügungsgewalt über Massenvernichtungsmittel er-
möglicht, für Deutschland und Europa von großer Be-
deutung. 

Die NATO ist zum Partner der Nachfolgestaaten der ehe­
maligen Sowjetunion und der Staaten Mittel-, Ost- und 
Südosteuropasgeworden. Wirwollen,daß auch durch ei­
ne aktive Partnerschaft für den Frieden den mittel-, ost-
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und südosteuropäischen Staaten eine Zusammenarbeit 
mit der NATO einschließlich der langfristigen Perspektive 
einer Mitgliedschaft im Einzelfall möglich und die Koope­
ration mit Rußland zu einer strategischen Partnerschaft 
vertieft wird. Die NATO muß durch kollektives Krisenma­
nagement - auch mit ihren Partnern - dazu beitragen, 
Krisen und Konflikte zu verhüten und zu lösen, die eine 
Gefahr für die europäische Sicherheit und Stabilität wer­
den können. 

Wir wollen den europäischen Pfeiler des Nordatlanti­
schen Verteidigungsbündnisses stärken, indem wir die 
WEU ausbauen. Sie wird in enger Verknüpfung mit den 
Institutionen des Nordatlantischen Bündnisses die At­
lantische Allianz stärken und fortentwickeln. Wir brau­
chen europäische Streitkräfte mit der nötigen Hand­
lungsfähigkeit, auch um im Einklang mit der Charta der 
Vereinten Nationen zur Friedenssicherung und Konflikt­
regelung beitragen zu können. 

Unsere Partnerschaft mit den USA liegt auch angesichts 
der stark gestiegenen Bedeutung der internationalen 
Wirtschafts-, Finanz- und Handelspolitik in deutschem 
Interesse. Die Fortentwicklung der Institutionen Welt­
bank, Internationaler Währungsfonds und GATT erfor­
dert die vertrauensvolle Zusammenarbeit mit den USA. 

133. Das geeinte Deutschland muß in den Vereinten Na­
tionen mehr Verantwortung übernehmen. Wir wollen, daß 
die UNO zukünftig wirksamer zur Konfliktvermeidung und 
-verhütung beitragen kann und daß ihre Eingreifmöglich­
keiten zur Sicherung und Wiederherstellung des Frie­
dens verbessert werden. Deshalb müssen wir die Verein­
ten Nationen stärken und ihre Handlungsfähigkeit aus­
bauen. Insbesondere müssen die völkerrechtlichen Vor­
aussetzungen für das Eingreifen der UNO bei schweren 
Verletzungen der individuellen und kollektiven Men­
schenrechte und bei schweren Umweltverbrechen weiter 
entwickelt werden. Dazu gehört auch eine internationale, 
mit Sanktionen ausgestattete Gerichtsbarkeit für Verbre­
chen gegen den Frieden, Kriegsverbrechen, schwerwie­
gende Menschenrechtsverletzungen und gewaltsame 
Veränderungen international anerkannter Grenzen. 



Zugleich muß die institutionelle Stärkung zu einer größe­
ren Wirksamkeit der UNO und ihrer Unterorganisationen 
bei der Katastrophenbekämpfung, der multilateralen 
Entwicklungszusammenarbeit und bei der Lösung von 
Flüchtlingsproblemen genutzt werden. Als Regionalor­
ganisiation der UNO hat die KSZE wichtige ergänzende 
Funktionen in Europa. 

134. Zentraler Bestandteil von Friedens- und Sicher­
heitspolitik ist die weltweite Abrüstung, Rüstungskontrol­
le und wirksame europäisch koordinierte Einschränkung 
der Rüstungsexporte. Waffenlieferungen müssen der Er­
haltung oder Wiederherstellung des Friedens dienen. 
Die Verbreitung moderner Massenvernichtungswaffen 
zu verhindern ist die wichtigste Aufgabe internationaler 
Rüstungskontrolle. Die Ächtung der biologischen und 
chemischen Waffen muß durchgesetzt werden. Wir tre­
ten für die unbefristete Verlängerung und weltweite 
Durchsetzung des nuklearen Nichtverbreitungsvertra­
ges ein. Dieser muß auch eine Verpflichtung zur Erfas­
sung des weltweit verfügbaren waffenfähigen Nuklear­
materials beinhalten. 

Entwicklungspartnerschaft - Hilfe zur Selbsthilfe 
leisten 

135. Entwicklungszusammenarbeit heißt für uns Ent­
wicklungspartnerschaft. Wir respektieren unterschiedli­
che religiöse und kulturelle Wertvorstellungen sowie po­
litische und soziale Traditionen. Erfolgreiche Entwick­
lungszusammenarbeit setzt aber Eigenanstrengungen 
der betreffenden Länder für die Einhaltung der Men­
schenrechte, Rechtssicherheit, Beteiligung der Bevölke­
rung an politischen Entscheidungen, eine marktwirt­
schaftliche Wirtschaftsordnung und eine Entwicklungs­
orientierung staatlichen Handeins voraus; ebenso for­
dern wir Abrüstung, soziale Reformen und Umwelt­
schutzmaßnahmen. Wo solche Eigenanstrengungen 
nicht erbracht werden, kann Hilfe von außen keine dauer­
haften Veränderungen bewirken, sondern bestenfalls 
akute Notlagen mildern. Wir treten ein für Hilfe zur Selbst-
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hilfe, die dazu beiträgt, die eigenen Kräfte der Bevölke­
rung zu mobilisieren, dauerhafte selbsttragende Struktu­
ren zu bilden und ausreichende Freiräume für privates 
Handeln und Selbsthilfeorganisationen zu schaffen. 

136. Wir sehen in einer freiheitlichen und sozial ver­
pflichteten marktwirtschaftlichen Ordnung, die die natür­
lichen Lebensgrundlagen schützt, den besten Weg, die 
Entwicklung in den armen Ländern zu fördern. Wir be­
trachten die Entwicklungspartnerschaft zugleich als Teil 
der globalen Umweltpartnerschaft und damit auch als ei­
ne Aufgabe der Umweltaußenpolitik. Die reichen Indu­
striestaaten müssen bereit sein, ihr Verhalten dort zu än­
dern, wo es zu Ungerechtigkeiten in der Welt beiträgt. Wir 
werden unseren Beitrag zur Lösung der internationalen 
Schuldenkrise leisten und Schuldenerlaß mit Umwelt­
schutz verbinden. 

Ein Welthandelssystem mit freiem Waren-, Dienstlei­
stungs- und Kapitalverkehr bringt Vorteile für alle. Wir 
setzen uns deshalb für den Abbau des Protektionismus 
und die Öffnung der Märkte ein. Die Entwicklungsländer 
werden aber im internationalen Wettbewerb nur dann ei­
ne Chance haben, wenn wir ihr.e wirtschaftliche und wis­
senschaftlich-technische Innovationsfähigkeit fördern. 
Ohne die Öffnung der Märkte und ohne die Chance, zu 
marktgerechten Preisen Produkte abzusetzen, muß Ent­
wicklungspartnerschaft erfolglos bleiben. Für viele Ent­
wicklungsländer ist die Stärkung ihrer Binnenmärkte ei­
ne vordringliche Aufgabe, damit die Bevölkerung langfri­
stig ihr Auskommen durch produktive Arbeit selbst er­
wirtschaften kann. 

137. Wir wollen eine kontinuierliche Entwicklungshilfe, 
die ihre finanzielle, technische und personelle Hilfe vor­
rangig auf die ärmsten Länder und Bevölkerungsschich­
ten konzentriert. Eine wirksame Entwicklungszusam­
menarbeit muß gezielt dazu beitragen, daß Frauen 
gleichberechtigt und selbstbestimmt an der wirtschaftli­
chen, kulturellen, gesellschaftlichen und politischen Ent­
wicklung ihrer Länderteilnehmen und aus ihr Nutzen zie­
hen können. Das Bevölkerungswachstum wird nur durch 



bessere Bildung und Ausbildung, höheren Lebensstan­
dard und verantwortliche Familienplanung reduziert 
werden können. 

Ein wesentliches Anliegen jeder Entwicklungszusam­
menarbeit müssen auch die Interessen der Kinder sein. 
Wir setzen uns dafür ein, daß Kinder nicht mehr Kinderar­
beit leisten müssen, und wenden uns dagegen, daß Ju­
gendliche unter 18 Jahren zum Kriegsdienst herangezo­
gen werden. 

138. Entwicklungszusammenarbeit ist aus Verantwor­
tung für die Eine Welt, in der wir alle leben, Aufgabe der 
gesamten Gesellschaft. Nicht-Regierungsorganisatio­
nen wie die der Kirchen und die politischen Stiftungen, 
haben in den vergangenen Jahrzehnten in hervorragen­
der Weise bewiesen, daß sie in der Lage sind, der Bevöl­
kerung in den Entwicklungsländern unmittelbar zu hel­
fen. Ihr Engagement ist eine unverzichtbare Ergänzung 
staatlicher Maßnahmen und besonders unterstützens­
wert. Dem Staat kommt die subsidiäre Aufgabe zu, priva­
te Initiativen zu fördern. Auch das private Engagement 
von Einzelpersonen verdient Unterstützung. Die hohe 
Zahl freiwilliger Spenden zeigt die Bereitschaft der Men­
schen zum Teilen. 

Kulturaustausch und deutsche Minderheiten im Aus­
land unterstützen 

Nichtstaatliche 
Entwicklungszu­
sammenarbeit 

139. Wir wollen den internationalen Kulturaustausch Kulturaustausch 
fördern, der für das umfassende Wissen um die Lebens-
umstände, Wünsche und Interessen, Mentalitäten und 
Sitten anderer Menschen und Völker notwendig ist. Aus-
wärtige Kulturpolitik ist ein notwendiger Beitrag zum 
friedlichen und solidarischen Zusammenleben der Völ-
ker und integraler Bestandteil unserer Außen-, Entwick-
lungs- und Europapolitik. Eineder Aufgaben mußessein, 
deutsche Sprachkenntnisse und Kultur sowie ein Bild 
von Deutschland im Ausland zu vermitteln. Ebenso kön-
nen wir durch das Erlernen fremder Sprachen, Auslands-
aufenthalte und Patenschaften andere Kulturen verste-
hen lernen. 
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140. Die Heimatvertriebenen und deutsche Volksgrup­
pen im Ausland erfüllen eine wichtige Brückenfunktion 
zwischen den Nationen. Insbesondere die Deutschen, 
die in ihrer Heimat im Osten geblieben sind, können bei 
der Zusammenarbeit mit unseren östlichen und südöstli­
chen Nachbarn helfen, so wie die Heimatvertriebenen für 
den Wiederaufbau in Deutschland und die Versöhnung 
zwischen den Völkern einen unverzichtbaren Beitrag ge­
leistet haben. Die Deutschen, die einst dort gelebt haben, 
haben besondere Bedeutung in der Pflege gutnachbar­
schaftlicher Beziehungen zu diesen Völkern. Wir haben 
gegenüber den deutschen Volksgruppen im Ausland 
aufgrund der deutschen Geschichte eine besondere 
Verantwortung. Durch Verträge mit den betreffenden 
Staaten und durch vielfältige direkte Hilfe tragen wir dazu 
bei, die Lebensbedingungen der deutschen Minderhei­
ten, ihre Volksgruppenrechte und kulturelle Eigenstän­
digkeit zu verbessern. Unsere Politik kann dazu beitra­
gen, ihnen ein Bleiben zu ermöglichen, sofern sie dies 
wünschen. Wir fördern die Pflege ihrer Sprache, Lebens­
formen und kulturellen Traditionen und setzen uns für 
den Erhalt der in Jahrhunderten gewachsenen deut­
schen Kultur in diesen Regionen ein. 



Kapitel VI 

FÜR DIE BEWAHRUNG DER SCHÖPFUNG 

1. UNSERE VERANTWORTUNG FÜR DIE SCHÖP­
FUNG ANNEHMEN 

141. Die Bewahrung der Schöpfung ist zur vorrangigen 
Aufgabe der Menschheit geworden. Ohne den Erhalt der 
natürlichen Lebensgrundlagen ist eine tragfähige 
menschliche Entwicklung nicht möglich. Unsere Verant­
wortung für die Schöpfung erstreckt sich auch auf die 
Mitwelt Natur im ganzen Reichtum ihrer Erscheinungen. 
Wir Christliche Demokraten wenden uns gegen die The­
se, der Mensch sei einer ethischen Steuerung des von 
ihm in Gang gesetzten technischen Fortschritts nicht fä­
hig. Zwischen seiner moralischen und technischen Ver­
nunft klafft kein unüberbrückbarer Abgrund. Der Mensch 
hat die Kompetenz und die Pflicht, moralisch verantwort­
bar mit dem umzugehen, wozu er technisch in der Lage 
ist. Dies zu leisten gehört zur Größe seiner Bestimmung 
als Geschöpf Gottes. Diese Erkenntnis gibt uns die Kraft 
und Motivation, technische Fortschritte zu erzielen, die 
auch sozialen und umweltpolitischen Anforderungen im­
mer besser genügen. 

142. Technisches Können entspringt der schöpferi­
schen Gabe des Menschen. Um seiner Verantwortung 
gerecht zu werden, bedarf es sowohl eines Höchstma­
ßes an technischen Sicherheitsstandards als auch der 
moralischen Integrität der Menschen, die Technik an­
wenden und kontrollieren. Zudem verlangt der Umgang 
mit Technik eine Absicherung durch ein wirksames Um­
weltrecht, das wir weiterentwickeln wollen. Wir Christli­
che Demokraten verdrängen nicht die Risiken, denen 
menschliches Leben ausgesetzt ist. Wir sind bereit, un­
sere Entscheidungen immer wieder auf den Prüfstand 
moralischer Verantwortbarkeit und neuer Erkenntnisse 
zu stellen. Wir fordern alle Verantwortlichen in Wissen­
schaft und Technik sowie in Politik und Wirtschaft auf, 
sich dieser Prüfung zu stellen. 
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143. Die gesamte Menschheit steht vor einer einzigarti­
gen Herausforderung: Wir müssen erkennen, daß wir 
durch die Art unseres wirtschaftlichen Handeins, unse­
ren Lebensstil sowie das weltweite Bevölkerungswachs­
tum die Lebensbedingungen im Ökosystem Erde so ver­
ändert haben und weiter verändern, daß menschliches 
Leben und Überleben gefährdet sind. Die immer länger 
werdenden roten Listen von bedrohten oder bereits aus­
gestorbenen Tieren und Pflanzen, die Veränderung des 
Klimas auf unserer Erde sowie die Vernichtung großer 
Teile der Wälder sind unübersehbare Zeichen unseres 
Fehlverhaltens. Sie machen ebenso wie ständig wach­
sende Müllberge, die Altlasten in unseren Böden, der an­
steigende Verbrauch von Boden und Landschaft sowie 
die Verschmutzung von Luft und Wasser deutlich, daß wir 
in den vergangenen Jahrzehnten zu Lasten von Natur 
und Umwelt gelebt und unseren Wohlstand mit hohen 
ökologischen Hypotheken erkauft haben. 

Wir brauchen einen weltweiten Entspannungsprozeß 
zwischen Mensch und Natur. Wirksamer Umweltschutz 
beginnt im eigenen Land. Er kann aber nur dann erfolg­
reich sein, wenn es darüber hinaus gelingt, möglichst alle 
Staaten der Erde für die Bewahrung der Schöpfung zu 
gewinnen. 

144. Wir Christliche Demokraten wollen unseren Beitrag 
zur Bewahrung der Schöpfung leisten. Im Mittelpunkt 
steht für uns dabei ein Verständnis von Schöpfung, das 
Mensch, Natur und Umwelt als Einheit begreift. Der 
Mensch ist eingewoben in das Netzwerk der Natur; sein 
Handeln muß dem Rechnung tragen. Dafür ist es not­
wendig, unsere Prinzipien um ein neues zu ergänzen: 
das Prinzip der Gesamtvernetzung - die Rückbindung 
all unseren Handeins und Wirkens in das tragende Netz­
werk der Natur. Bewahren heißt für uns Gestalten, damit 
die Zusammenhänge und Wechselseitigkeiten im Netz­
werk von Mensch, Natur und Umwelt erhalten werden. 



2. WISSENSCHAFT, FORSCHUNG UND TECHNIK IN 
VERANTWORTUNG FÜR DIE SCHÖPFUNG FÖR­
DERN 

145. Mit den ständig wachsenden Einsichten in die Kon- Chancen und 
struktionsmuster der Natur, die uns Wissenschaft und Risiken 
Forschung vermitteln, steigt auch unsere Verantwortung 
für Mensch, Natur und Umwelt. Die Folgen der techni-
schen Umsetzung dieser Erkenntnisse sind heute weit­
reichender und weniger umkehrbar als in der Vergan-
genheit. Die Fortschritte vor allem in der Bio- und Gen­
technologie, aber auch in der Medizin eröffnen uns neue 
Erkenntnisse über die Zusammenhänge und Wirkungs-
weisen der Natur. Sie erlauben uns, Krankheiten zu er-
kennen und zu heilen, die früher hingenommen werden 
mußten. Sie geben uns die Chance zu erheblicher Stei-
gerung der Nahrungserzeugung, damit Armut und Hun-
ger in der Welt überwunden werden können. Wir müssen 
lernen, Kosten und Nutzen abzuschätzen, und bereit 
sein, auf Anwendungsmöglichkeiten zu verzichten, wenn 
die Risiken und Gefahren ethisch nicht vertreten werden 
können. 

146. Freiheit und Freiraum für Wissenschaft, Forschung 
und Technik zu gewährleisten gehört zum Grundver­
ständnis unserer Politik. Wirwollen derWissenschaft und 
Forschung die nötigen Freiräume durch Abbau von Bü­
rokratie und eine ausreichende Finanzierung schaffen 
und sie zu Leistung, Kreativität und Wettbewerb ermuti­
gen. Der Erfolg von Forschung ist dabei nicht allein eine 
Frage der Finanzausstattung, er hängt auch wesentlich 
vom Einfallsreichtum, Unternehmungsgeist und der Be­
harrlichkeit des einzelnen Wissenschaftlers sowie der 
gesellschaftlichen Akzeptanz der Forschung ab. For­
schung und ihre technische Umsetzung erfordern hoch­
qualifizierte und zugleich verantwortungsvolle Persön­
lichkeiten. 

147. Wissenschaft lebt aus der Freiheit. Die Freiheit von 
Wissenschaft und Forschung findet ihre Grenzen dort, 
wo die Würde des Menschen berührtoderdie Schöpfung 
insgesamt gefährdet ist. Menschliches Leben - ob ge-
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boren oder ungeboren - ist unverfügbar und schutzwür­
dig. Wir treten für den Schutz des menschlichen Erbgu­
tes vor Manipulationen ein. Die Unverfügbarkeit des ei­
genen Genoms und der Schutz seiner Daten ist unveräu­
ßerliches Recht jedes einzelnen. Grenzen ergeben sich 
aus dem Prinzip der Gesamtvernetzung aber auch dort, 
wo Forschungsverfahren oder die Anwendung von For­
schungsergebnissen mit Folgen verknüpft sind, die sich 
der Kontrolle des Menschen entziehen und damit zu ei­
ner Gefährdung seiner natürlichen Lebensgrundlagen 
führen können. 

148. Verantwortung bedeutet für uns auch, für die Zu­
kunft vorzusorgen. Dies verpflichtet uns, Wissenschaft, 
Forschung und Technik weiter voranzutreiben, um neue 
Lösungen für die Bewältigung der großen Menschheits­
aufgaben zu finden. Hierbei gilt es, jede Form von unge­
rechtfertigter Reglementierung auszuschließen. Nur so 
ist eine umfassende und zugleich präzise Erkenntnis je­
ner grundlegenden Bedingungen erreichbar, die einen 
ethisch verantwortlichen Umgang mit der Natur sicher­
stellen. Wir wollen das umfassende Gespräch mit den 
Natur-, Sozial- und Geisteswissenschaften, mit Techni­
kern und Ingenieuren, aber auch mit den Kirchen fördern, 
um uns der Grenzen menschlichen Handeins immer 
wieder neu bewußt zu werden. Wir brauchen verstärkt ei­
ne ethische, ökologische und soziale Technikfolgenab­
schätzung in Kommissionen und Gremien sowie in Ein­
richtungen der öffentlichen Hand. 

149. Eine neue Art von Wachstum wird erkennbar, das 
nicht zunehmend Rohstoffe, Energie und Umwelt ver­
braucht, sondern endliche Ressourcen schont und rege­
nerative Ressourcen nutzt. Es ist gegründet auf mensch­
liche Intelligenz, auf Wissenschaft, Forschung und Tech­
nik: die neuen Mikrotechnologien, die Informationstech­
nik, die Bio- und Gentechnologie sowie die neuen Materi­
alwissenschaften. Angesichts der vor uns liegenden 
Herausforderungen zur Erhaltung unserer natürlichen 
Lebensgrundlagen sind die ökologische Forschung und 
Umwelttechnik, Energie-, Gesundheits- und Verkehrs­
forschung von besonderer Bedeutung. 



3. FÜR DIE BEWAHRUNG DER SCHÖPFUNG 
SORGEN 

Umweltpolitik in Deutschland fortsetzen 

150. Umweltpolitik ist Überlebenspolitik und muß ver­
stetigt betrieben werden, unabhängig von Konjunktur­
schwankungen und Meinungsmoden. Wir Christliche 
Demokra1en erkennen unsere Verantwortung für unse­
ren Planeten an und verpflichten uns zum ökologischen 
Generationenvertrag. Eine wirkungsvolle Umweltpolitik 
braucht überzeugende Strategien. Nur dann kann sie 
langfristig wirksame Anreize zur Entwicklung und zum 
Einsatz umweltverträglicher Techniken geben sowie 
Grundlage für Verhaltensänderungen des einzelnen wie 
in der Gesellschaft sein. Dem Prinzip der Vernetzung ent­
spricht es, Umweltpolitik als Querschnittsaufgabe in den 
verschiedensten politischen Bereichen zu gestalten. 

151. Die sozialistische Mißwirtschaft, die sich auf eine 
rücksichtslose Ausbeutung von Mensch und Natur stütz­
te, hat zu schweren ökologischen Zerstörungen und ge­
sundheitlichen Beeinträchtigungen geführt. Durch die 
Wiedervereinigung haben wir die Chance, diese ökologi­
schen Schäden zu beheben, indem wir modernste Sa­
nierungstechniken zum Einsatz bringen und zugleich 
funktionsfähige marktwirtschaftliche Strukturen aufbau­
en. Da die Verursacher der Schäden oft nicht mehr zur 
Rechenschaft gezogen werden können, ist die Sanie­
rung eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die nach 
dem Gemeinlastprinzip von der Gemeinschaft zu finan­
zieren ist. Die Sorge für eine lebenswerte Heimat und der 
Aufbau einer modernen Wirtschaft in den neuen Bun­
desländern sind nur möglich, wenn wirder Sanierung der 
schweren ökologischen Schäden Priorität einräumen. 
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152. Mit der Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft Verursacher-
wollen wir den Umweltschutz in Deutschland zum selbst- prinzip 
verständlichen Handlungsprinzip für alle machen. Wir 
wollen, daß die Kosten unterlassener Umweltvorsorge 
und der Inanspruchnahme von Umwelt konsequent vom 
Verursacher getragen werden müssen. Diese klare Bin-
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dung an das Verursacherprinzip wird nur dann gewähr­
leistet, wenn sich diese Kosten in ökologisch ehrlichen 
Preisen niederschlagen. Die konsequente Anwendung 
des Verursacherprinzips stärkt die Umweltvorsorge. Um­
weltschutz wird um so teurer, je später er einsetzt. 

Marktwirtschaft- t53. Das Umweltordnungsrecht ist für die Rahmenbe-
liche Instrumente dingungen der Ökologischen und Sozialen Marktwirt-
im Einsatz tür den schaft weiterhin unverzichtbar. Die Statik des Ordnungs-
Umweltschutz rechtes wollen wir aber durch weitere marktwirtschaftli­

che Instrumente ergänzen, um das Eigeninteresse an In­
novation und Verhaltensänderung zu stärken: 

Umweltbewußt­
sein stärken 
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Wir wollen verstärkt steuerliche Anreize wie eine ab­
gasbezogene Kfz-Steuer, Abschreibungsvergünsti­
gungen für umweltentlastende Investitionen sowie 
Abgaben zur Vermeidung von Abfällen, Treibhausga­
sen und Schadstoffen einsetzen. 

Wir wollen vermehrt Möglichkeiten zur Kompensa­
tion schaffen. Dabei werden den Unternehmen und 
Betrieben Umweltziele und Umweltentlastungen vor­
geschrieben, ohne festzulegen, wie und wo diese 
Vorgaben im einzelnen erfüllt werden. 

Wir wollen das Umwelthaftungsrecht wirkungsvoll 
ausgestalten, um damit zugleich einen Anreiz für 
mehr Umweltvorsorge zu schaffen. 

Wir wollen die Aufklärung und Information über um­
weltfreundliches Verhalten, umweltverträgliche Pro­
dukte und Verfahren verbessern und die national und 
international anerkannten Umweltzeichen weiterent­
wickeln. Umweltbildung und -beratung sind für eine 
erfolgreiche Umweltpolitik unverzichtbar. 

154. Das Umweltbewußtsein der Bürgerinnen und Bür­
ger ist ebenso gewachsen wie ihre Bereitschaft, sich per­
sönlich für ein umwelt- und gesundheitsbewußtes Leben 
zu entscheiden. Ihr Einsatz in Bürgerinitiativen, Umwelt­
verbänden und Vereinen stellt eine wichtige Bereiche­
rung für die Gestaltung von Umweltpolitik dar. Ihre positi­
ven Beiträge können jedoch nicht die notwendigen polili­
schen Entscheidungen in den parlamentarischen Gre­
mien ersetzen. Wir setzen uns dafür ein, daß neue Mög-



lichkeiten zur Aufklärung und Mitgestaltung geschaffen 
werden, damit die Bewahrung der Schöpfung fester Be­
standteil des gesellschaftlichen Bewußtseins wird. Wir 
müssen zunehmend in Kreisläufen denken und bei un­
seren Entscheidungen die Folgekosten einbeziehen. 
Dies entspricht der Erkenntnis und dem Wissen um un­
sere Vernetzung mit dem Ganzen der Natur. 

155. Unsere Natur- und Kulturlandschaften sind geprägt Natur- und Kultur-
durch die Vielfalt der Lebensräume von Menschen, Tie- landschaften 
ren und Pflanzen. Sie gilt es zu schützen und zu bewah-
ren. Unsere Verantwortung für das Mitgeschöpf Tier ist 
eine ethische Grundnorm, die es allgemein bewußt zu 
machen gil!. Besondere Leistungen der Land- und Forst-
wirtschaft zur Erhaltung unserer Kulturlandschaft müs-
sen honoriert werden. Dies muß auch im Naturschutz-
recht verankert werden. Im Bereich der Landschaftspfle-
ge entstehen neue Berufsmöglichkeiten, insbesondere 
auch für Landwirte, die wir fördern wollen. Wir setzen uns 
füreinen sorgsamen Umgang mit Boden, Fläche und Na-
tur in der Siedlungs- und Landschaftsplanung ein. 

Wir wollen eine Verkehrsstruktur fördern, die die ökolo­
gisch optimale Vernetzung aller Verkehrsträger sicher­
stell!. Durch intelligente Steuerungskonzepte muß es uns 
gelingen, unnötigen Verkehr zu vermeiden und erzwun-
gene Mobilität abzubauen. Schienen- und Wasserwege 
sind auszubauen, weil sie weniger umweltbelastend 
sind. Die Preise unserer Mobilität müssen die Kosten der 
Umweltbelastung und Naturnutzung widerspiegeln. 

156. Wir streben ein integriertes Abfallwirtschaftskon­
zept an, in dem die Vermeidung von Müll Priorität vor der 
Wiederverwendung und Verwertung sowie der Müllver­
brennung einnimmt und in dem an die Entsorgung hohe 
Sicherheitsanforderungen gestellt werden. Produktion, 
Verteilung, Nutzung und Entsorgung müssen soweit wie 
möglich in geschlossenen Kreisläufen erfolgen. Wir 
brauchen abfallarme Produktionsverfahren und Produk­
te. Wir treten dafür ein, daß sich in den Preisen für Pro­
dukte und Verpackungen auch die Kosten für Wiederver­
wertung und Entsorgung niederschlagen. 
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157. Die Gefahren einer weltweiten Veränderung des 
Klimas verpflichten uns zu einer beispielgebenden Stra­
tegie bei der Bekämpfung der Treibhausgase. Wir wer­
den neben dem Verbot von Fluorchlorkohlenwasserstof­
fen vor allem die Emissionen von Kohlendioxid und Me­
than vermindern. Wir müssen mit modernen Techniken 
die fossilen Energieträger in allen Verwendungsberei­
chen mit wesentlich höheren Wirkungsgraden nutzen 
und alle Anstrengungen zur Umsetzung energiesparen­
der Techniken vorantreiben. Darüber hinaus wollen wir 
die Entwicklung und Nutzung regenerativer Energien mit 
gleichem Nachdruck betreiben, wie wir in der Vergan­
genheit die Kernenergie entwickelt haben. Die entschei­
denden Anreize zur Erhöhung der Wirkungsgrade sowie 
zur Einsparung von Energie werden über die Ausgestal­
tung der Preise erfolgen, die schrittweise auch die ökolo­
gischen Kosten umfassen müssen. 

158. Umweltbelastungen und Umweltschäden fallen 
grenz- und regionenüberschreitend an; das erfordert ei­
ne enge Zusammenarbeit mit unseren Nachbarn in Ost 
und West. Zugleich treten wir dafür ein, die EU-weite Zu­
sammenarbeit im Bereich der Umweltpolitik zu verstär­
ken. Normen, Richtlinien und Förderprogramme sollen 
im gesamten EU-Raum gleichermaßen gelten. 

Globale Umweltpartnerschaft schaffen 

159. Die globale Umweltbelastung hat in den vergange­
nen Jahrzehnten dramatisch zugenommen. Die Ver­
schmutzung von Luft und Gewässern, die Ausdünnung 
der Ozonschicht, die Zerstörung der Wälder, Bodenero­
sion und Wüstenausbreitung sowie der steigende Ener­
gieverbrauch stellen eine Gefahr für unseren Planeten 
Erde dar. Die in den Industriestaaten vorgelebte ressour­
cenaufwendige Wirtschafts- und Konsumweise kann 
nicht Maßstab für eine nachhaltige Entwicklung sein. Wir 
können die Zukunft der Menschheit nur dann sichern, 
wenn wir in den Industrieländern unsere Lebensweise 
ändern und damit zum Vorbild für andere Staaten wer­
den. Zunehmend ist sichtbar geworden, daß alle Men-



schen bei der Erhaltung der natürlichen Lebensgrundla­
gen in einer weltweiten Risikogemeinschaft leben. 

160. Wir Christliche Demokraten sehen die Notwendig­
keit des Umdenkens und setzen uns für eine Weiterent­
wicklung unserer Industriegesellschaft ein, die den öko­
logischen Erfordernissen Rechnung trägt: 

Wir treten für das neue Verständnis von Wachstum ein, 
indem wir mit der Ökologischen und Sozialen Marktwirt­
schaft über den Weg zu ökologisch ehrlichen Preisen die 
Kosten für die Inanspruchnahme von Umwelt und unter­
lassener Umweltvorsorge einbeziehen. 

Wirtreten für das neue Verständnis von Wohlstand ein. Er 
muß künftig auch den Erfordernissen der Natur Rech­
nung tragen. Nur so können wir den heutigen und nach­
folgenden Generationen ein menschenwürdiges Dasein 
sichern. Wohlstand ist für uns ohne eine gesunde und le­
benswerte Umwelt nicht denkbar. 

Wir treten für ein neues Verständnis von Fortschritt ein. 
Als Fortschritt kann nur das bezeichnet werden, was von 
den Bedingungen der Natur mitgetragen wird. Wirt­
schaftliches Handeln, das die natürlichen Ressourcen 
unverhältnismäßig verbraucht und unser Ökosystem ge­
fährdet, kann nicht als Fortschritt bezeichnet werden. 

161. Der wel tweiten Zunahme der Umweltbelastung und 
dem gedankenlosen Umgang mit der Schöpfung stellen 
wir unser Konzept einer globalen Umweltpartnerschaft 
entgegen. Globale Umweltpartnerschaft bedeutet für 
uns nicht, daß wir die Entwicklungsländer aus ihrer eige­
nen Verantwortung entlassen, sondern daß arme und rei­
che Staaten der Erde einen gemeinsamen Weg zur Be­
wahrung der Schöpfung gehen. Mit unserer Umweltau­
ßenpolitik wol len wir ein weltumspannendes Handlungs­
programm entwickeln, bei dem den reichen Ländern eine 
besondere Verantwortung zukommt. Sie müssen diese 
auch durch die Fortentwicklung der Ökologischen und 
Sozialen Marktwirtschaft wahrnehmen. Wir müssen den 
inneren Zusammenhang von Armut, Bevölkerungs­
wachstum und fortschreitender Umweltzerstörung auf­
brechen. Globale Umweltvorsorge und die Überwindung 
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von Entwicklungsproblemen gehören untrennbar zu­
sammen. 

Deshalb müssen wir den Entwicklungsländern beim Auf­
bau marktwirtschaftlicher, sozial und ökologisch verant­
wortbarer Wirtschaftsstrukturen helfen. Durch die Öff­
nung unserer Märkte für ihre Produkte und eine verän­
derte Exportpolitik erhalten sie eine Chance zur Entwick­
lung ihrer Volkswirtschaften. Wir müssen ihnen die not­
wendigen wissenschaftlichen und technischen Kennt­
nisse zu bezahlbaren Preisen zur Verfügung stellen. Um 
unsere eigenen ökologischen Schulden in den Entwick­
lungsländern zu ti lgen, müssen wir den Weg der Ent­
schuldung dieser Länder konsequent fortsetzen. Der 
Schuldenerlaß der Entwicklungsländer darf aber nicht 
zur Honorierung einer unverantwortlichen Politik führen. 
Die unterschiedlichen Ursachen, Strukturen und Grö­
ßenordnungen der Verschuldung erfordern flexible Ein­
zellösungen für die jeweiligen Länder. 

162. Eine ökologisch tragfähige wirtschaftliche Entwick­
lung kann nur in internationaler Partnerschaft verwirk­
licht werden. Unsere Zusammenarbeit mit den Entwick­
lungsländern hat gleichermaßen die Armutsbekämp­
fung, die Bildungsförderung sowie die umweltschonen­
de Wirtschaftsentwicklung zum Ziel. Wir müssen in den 
Entwicklungsländern eigenverantwortliches Handeln er­
möglichen und fördern. 

Anders leben, damit wir alle überleben - diesem Ziel 
dient unsere Politik der Bewahrung der Schöpfung. 



POLITIK DER GLAUBWÜRDIGKEIT 

Das Grundsatzprogramm der Christlich Demokrati­
schen Union Deutschlands beschreibt die Grundsätze 
und Ziele christlich-demokratischer Politik an der 
Schwelle zum 21. Jahrhundert. Wir Christliche Demokra­
ten verpflichten uns darauf als Maßstab und Orientierung 
unserer Politik. 

Unser Programm wird in den kommenden Jahren durch 
die Mitglieder und Funktionsträger der CDU auf allen po­
litischen Ebenen umzusetzen sein. Dies schließt nicht 
aus, daß neue Entwicklungen Korrekturen erzwingen 
und neue Aufgaben in den Vordergrund rücken. 

Wir stellen uns der Überprüfung unserer Politik. Die 
Christlich Demokratische Union wird Rechenschaft über 
die Verwirklichung des Programmes geben und in Zwi­
schenberichten Partei und Öffentlichkeit über die Ergeb­
nisse informieren. 

Politische Glaubwürdigkeit beruht auf Verläßlichkeit und 
Offenheit. Wir Christliche Demokraten rufen alle Interes­
sierten, ob Mitglieder oder Nichtmitglieder, dazu auf, mit 
uns über die Zukunft unseres Landes nachzudenken. 
Wir werben um Anregung und Kritik, um Unterstützung 
und Mitarbeit. Wir wissen, daß es sich lohnt, gemeinsam 
für eine freie und verantwortliche Gesellschaft in 
Deutschland zu arbeiten. 
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STICHWORTVERZEICHNIS 
Die angegebenen Zahlen verweisen auf die entsprechenden Ziffern im Text 
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